
 

  

S 5 AS 1101/19 ER

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 7
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Aussetzung

Offenkundigkeit
Rechtswidrigkeit
Vollziehung

Leitsätze Eine Aussetzung nach § 199 Abs. 2 SGG
ist nur bei offensichtlicher
Rechtswidrigkeit möglich.

Normenkette SGG § 199 Abs. 2

1. Instanz

Aktenzeichen S 5 AS 1101/19 ER
Datum 13.11.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 7 AS 754/19 ER
Datum 03.12.2019

3. Instanz

Datum -

I. Der Antrag, die Vollstreckung aus dem Beschluss des Sozialgerichts Augsburg
vom 13. November 2019 auszusetzen, wird abgelehnt.

II. Der Antragsteller hat dem Antragsgegner die auÃ�ergerichtlichen Kosten des
Aussetzungsverfahrens zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Mit Beschluss vom 13.11.2019 hat das Sozialgericht Augsburg (SG) den
Antragsteller (Ast) verpflichtet, dem Antragsgegner (Ag) vorlÃ¤ufig Leistungen nach
dem SGB II fÃ¼r die Zeit ab 01.11.2019 bis lÃ¤ngstens 30.04.2019 (gemeint
offensichtlich 2020) zu gewÃ¤hren, wobei vom Regelbedarf zur Vermeidung der
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Vorwegnahme der Hauptsache ein Abschlag von 30% vorgenommen wurde. Der Ag
verfÃ¼ge ersichtlich aktuell Ã¼ber kein Einkommen, so dass aufgrund der vom
BVerfG vorgeschriebenen FolgenabwÃ¤gung vorlÃ¤ufig Leistungen in diesem
Umfang zu gewÃ¤hren seien.

Hiergegen hat der Ast Beschwerde beim Bayerischen Landessozialgericht eingelegt
und gleichzeitig beantragt,
die Vollstreckung aus dem Beschluss des SG auszusetzen. Der Beschluss sei
rechtswidrig. Es bestÃ¼nde keine HilfebedÃ¼rftigkeit des Ag. Die
GesamtumstÃ¤nde des Einzelfalls lieÃ�en aus Sicht des Ast nur den Schluss zu,
dass der Ag und der Verein, dessen alleiniger Vorstand der Ag sei, wirtschaftlich
absolut identisch seien, dem Ag also ausreichend Mittel zur VerfÃ¼gung stÃ¼nden.

Der Ag hat sich bislang nicht geÃ¤uÃ�ert.

II.

Der Aussetzungsantrag ist statthaft und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig. GemÃ¤Ã� Â§
199 Abs. 2 Satz 1 SGG kann, wenn ein Rechtsmittel keine aufschiebende Wirkung
hat, der Vorsitzende des Gerichts, das Ã¼ber das Rechtsmittel zu entscheiden hat,
die Vollstreckung aussetzen. Ein vollstreckbarer Titel i.S.v. Â§ 199 Abs. 1 SGG liegt
mit dem Beschluss des SG vor.

Der Aussetzungsantrag ist jedoch nicht begrÃ¼ndet.

Im Rahmen des nach herrschender Meinung (BSG, Beschluss vom 08.12.2009, AZ: B
8 SO 17/09 R; BSG, Beschluss vom 05.09.2011, AZ: B 3 KR 47/01 R, Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer SGG, 12. Auflage 2017, Â§ 199 Rz. 8 m.w.N.)
auszuÃ¼benden Ermessens unter AbwÃ¤gung der Interessen des
LeistungsempfÃ¤ngers und der nach der erstinstanzlichen Entscheidung
leistungspflichtigen BehÃ¶rde ist eine Aussetzung nicht gerechtfertigt. Denn eine
Aussetzung nach Â§ 199 Abs. 2 SGG kann nur in ganz besonderen AusnahmefÃ¤llen
Erfolg haben. Ob ein solcher Ausnahmefall vorliegt, hÃ¤ngt davon ab, ob die
Erfolgsaussichten des eingelegten Rechtsmittels offensichtlich fehlen oder
offensichtlich bestehen (vgl. Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer SGG, 12. Auflage 2017
Â§ 199 Rz. 8 m.w.N.). Nur bei offenbarer Unrichtigkeit kann die
Ermessensentscheidung dahingehend getroffen werden, dass nach Â§ 199 Abs. 2
SGG vorlÃ¤ufig ausgesetzt wird.

Solche FÃ¤lle offenbarer Unrichtigkeit liegen etwa vor, wenn die angefochtene
Entscheidung "vÃ¶llig abwegig" (BSG, Beschluss vom 08.12.2009, AZ: B 8 SO 17/09
R, Rz. 10) oder der Sachverhalt nach der Entscheidung der Vorinstanz sich als
wesentlich verÃ¤ndert darstellt oder offenkundige Rechtsfehler der ersten Instanz
ins Auge springen.

Gemessen hieran kann die Entscheidung des SG nicht als offenbar unrichtig
angesehen werden. Das SG hat seine Entscheidung auf der Grundlage der aus
seiner Sicht glaubhaften Angaben des Ag und den aus seiner Sicht so zu wertenden
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GesamtumstÃ¤nden gefÃ¤llt, sich also mit dem Sachverhalt befasst und darauf
seine RechtsausfÃ¼hrungen gestÃ¼tzt.

Offenkundige Rechtsfehler sind vom Ast insoweit weder vorgetragen noch
behauptet. Der Beschluss sei â�� so die wÃ¶rtliche BegrÃ¼ndung des Ast
-"rechtswidrig", also gerade nicht offensichtlich rechtsfehlerhaft. Dementsprechend
hat der Ast seine Beschwerde im Wesentlichen auch nur damit begrÃ¼ndet, dass
die "GesamtumstÃ¤nde" zu wÃ¼rdigen seien, also der Sachverhalt im Rahmen
einer BeweiswÃ¼rdigung aus Sicht des Ast anders zu werten sei.

Inwieweit die Entscheidung des SG rechtswidrig ist, also die Argumente des Ast
zutreffen, bleibt jedoch dem Beschwerdeverfahren vorbehalten. MaÃ�stab der
Entscheidung nach Â§ 199 Abs 2 SGG ist nach der Rechtsprechung â�� wie oben
dargelegt â�� die Offenkundigkeit der Unrichtigkeit der Entscheidung der ersten
Instanz.

Zum gleichen Ergebnis gelangt man, wenn man in Â§ 199 Abs. 2 SGG keine
Ermessensentscheidung sieht, sondern das dort bezeichnete "kann" als "
Kompetenz-Kann" versteht und unter entsprechender Anwendung der Vorschriften
der Zivilprozessordnung (ZPO) mit Â§ 719 Abs. 2 ZPO darauf abstellt, ob die
Vollstreckung dem Schuldner einen nicht zu ersetzenden Nachteil bringen wÃ¼rde
und nicht ein Ã¼berwiegendes Interesse der GlÃ¤ubiger entgegensteht (so BSG,
Beschluss vom 06.08.1999 SozR 3-1500 Â§ 199 Nr. 1). Denn der Ast hat nicht
dargelegt, welcher Nachteil ihm â�� Ã¼ber das ohnehin stets bestehende
Fiskalinteresse hinaus â�� drohen wÃ¼rde (vgl. insoweit auch BSG, Beschluss vom
08.12.2009, B 8 SO 17/09 R, Rz. 11), also ob der Ast â�� Ã¼ber den Nachteil
hinaus, der mit jeder Zwangsvollstreckung als solcher verbunden ist â�� ein im
Nachhinein nicht mehr zu ersetzender Schaden entstehen wÃ¼rde (BSG, Beschluss
vom 05.09.2010, AZ: B 3 KR 47/01 R).

Nach alledem ist dem Antrag auf Vollstreckungsschutz nach Â§ 199 Abs. 2 SGG
nicht stattzugeben.

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des Â§ 193 SGG
und der ErwÃ¤gung, dass der Ast mit seinem Antrag erfolglos blieb.

Dieser Beschluss ist gemÃ¤Ã� Â§ 177 SGG unanfechtbar.

Erstellt am: 20.12.2019

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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